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I. Einführung

1. Problemstellung

Die 25 EU-Mitgliedstaaten sind auf dem Weg, durch eine gemeinsame Verfas-
sung die europäische Integration auf eine neue konstitutionelle Grundlage zu stel-
len. Der von einem Konvent unter dem Vorsitz von Valéry Giscard d’Estaing
entworfene „Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa“ (EVVE)1

wurde am 18. 07. 2003 in seiner vollständigen Fassung dem Europäischen Rat
überreicht. Am 29. 10. 2004 unterzeichneten die Staats- und Regierungschefs der
EU und der Beitrittsanwärter Bulgarien, Rumänien, Kroatien und der Türkei den
„Vertrag über eine Verfassung für Europa“ (VVE)2 auf dem Kapitolhügel in Rom,
nachdem die Regierungskonferenz unter irischer Ratspräsidentschaft einen Kon-
sens am 18. 06. 2004 errang3. Auch wenn im Zuge des vor kurzem begonnenen
Ratifikationsprozesses noch nicht absehbar ist, ob und wann der Verfassungs-
vertrag in Kraft tritt, stellen sich bereits aufgrund des gegenwärtigen Standes
der Verfassungsgebung eine Reihe grundlegender rechtswissenschaftlicher Fragen.
Zusätzlich zu dem eigentlichen Regelungsgehalt gilt es vor allem den rechtlichen
Status einer Europa-Verfassung innerhalb des bestehenden europäischen Rechts-
gefüges zu bestimmen. Als höchstrangig positiver, unionsweit geltender Gesetzes-
text fügt sich die EU-Verfassung bei Inkrafttreten in die verfassungsrechtliche Ord-
nung jedes Mitgliedstaates ein und hat folglich Auswirkungen auf die etablierten
Verfassungsstrukturen der Vertragspartner.

Nach den als gescheitert betrachteten Bemühungen des Regierungsgipfels von
Nizza4 soll die Verfassung nicht nur als nächster weitreichender Integrationsschritt,
sondern als Meilenstein eines „nunmehr geeinten Europas“5 gelten. Die europäi-
sche Integration schreitet unbeirrt fort, wobei die Finalität, das Wohin weiterhin
offen bleibt. Getragen wird die Union durch einen Föderalismus, der die Selbst-
ständigkeit der Nationen in der einheitsstiftenden Verbindung bewahrt. Im Gegen-
satz zu ihren Mitgliedstaaten beruht sie nicht auf dem Willen eines eigenständigen

1 ABlEG Nr. C 169 v. 18. 07. 2003.
2 ABlEG Nr. C 310 v. 16. 12. 2004.
3 CIG 86 / 04.
4 Zwar trat der Verträge von Nizza zum 01. 02. 2003 in Kraft, jedoch gelten die Änderun-

gen aufgrund der EU-Erweiterung zum 01. 05. 2004 als nicht weitreichend genug; T. Wied-
mann, Anmerkungen zum Vertrag von Nizza, JuS 41 (2001), S. 851; E. Pache / F. Schorkopf,
Der Vertrag von Nizza, NJW 54 (2001), S. 1377.

5 2. ErwG Präambel VVE.



pouvoir constituant6. Es stellt sich die Frage, inwieweit ein etwaiger durch ein
eigenes Unionsvolk im anspruchsvollen Sinne7 begründeter Unionsstaat recht-
mäßig und mit geltenden Verfassungsprinzipien wie dem Prinzip der kleinen Ein-
heit vereinbar wäre. Kleine Einheiten sind conditio sine qua non der Freiheit8. Ins-
besondere ist zu prüfen, ob und auf welche Weise ein derartiger Unionsstaat noch
eine effektive Mitwirkung der Menschen an der Willensbildung gewährleisten
könnte, d. h. noch rechtsstaatlich, vor allem demokratisch wäre. Als weiteres
grundsätzliches Problem der rechtswissenschaftlichen Erörterung stellt sich das
Festhalten an dem überkommenen Begriffspaar Bundesstaat und Staatenbund
heraus, das durch seine liberalistische Prägung und das Festhalten an dem Jelli-
nekschen Kriterium der Souveränität nicht die Strukturen eines freiheitlich kon-
zipierten Gemeinwesens zu erklären vermag9. Wird die Europäische Union als
Gebilde sui generis10 oder Staatenverbund11 charakterisiert, so sind dies Verlegen-
heitsformeln. Vielmehr ist eine adäquate Terminologie zu entwerfen.

Die fortschreitende europäische Integration mit der einhergehenden Erweiterung
der Unionszuständigkeiten erweist sich als Gefahr für den deutschen Föderalismus.
Deutschland ist gemäß Art. 20 Abs. 1 GG ein Bundesstaat, d. h. ein Staat be-
stehend aus Ländern mit originärer Staatsqualität12. Lange Zeit war Deutschland
der einzige EU-Mitgliedstaat mit einer bundesstaatlichen Verfassung. Durch die
Föderalisierung Belgiens 199313 und den Beitritt der Bundesrepublik Österreich
im Jahr 1995 sind es mittlerweile drei. An die Staatsqualität der Gliedstaaten sind
stets substantielle Selbstentscheidungsrechte geknüpft, so dass neben der so ge-

28 I. Einführung

6 P. Kirchhof, Der deutsche Staat im Prozeß der europäischen Integration, in: J. Isensee /
P. Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland (HStR),
Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 54, 62; J.-P. Jacqué, Der Vertrag über eine Verfassung für Europa:
Konstitutionalisierung oder Vertragsrevision?, EuGRZ 31 (2004), S. 554 f.

7 „Der Unions-Vertrag begründet . . . keinen sich auf ein europäisches Staatsvolk stüt-
zenden Staat“; BVerfGE 89, 155 (188). So auch K. A. Schachtschneider, Die existentielle
Staatlichkeit der Völker Europas und die staatliche Integration der Europäischen Union, in:
W. Blomeyer / K. A. Schachtschneider (Hrsg.), Die Europäische Union als Rechtsgemein-
schaft, 1995, S. 136.

8 K. A. Schachtschneider, Rechtsstaatlichkeit als Grundlage des inneren und äußeren Frie-
dens, in: Mut zur Ethik, 2002, S. 70 ff., 73.

9 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 3. Aufl. 1914, S. 762 ff., 769 ff.
10 BVerfGE 22, 293 (296): „eine im Prozeß fortschreitender Integration stehende Ge-

meinschaft eigener Art“; siehe auch R. Hrbek, Föderalismus sui generis, ZSE 1 (2003),
S. 430 ff.

11 BVerfGE 89, 155 (181, 183 ff., 188, 190, 207, 212). Grundlegend siehe P. Kirchhof,
HStR, Bd. VII, § 183, Rdn. 68 f.

12 BVerfGE 34, 9 (19). I. d. S. auch Kirchhof, der von einer „originären hoheitlichen
Gestaltungsmacht und Gesetzgebungsbefugnis der Länder“ spricht; ders., HStR, Bd. VII,
§ 183, Rdn. 61.

13 Am 08. 05. 1993 wurden die am 23. 04. 1993 durch das Parlament verabschiedeten Ver-
fassungsänderungen rechtskräftig, durch die der Übergang vom Zentral- zum Bundesstaat
vollzogen wurde.



nannten „Staatswerdung Europas“14 auch eine andauernde, wenn auch schleichen-
de Aufgabenaushöhlung das Ende deutscher Bundesstaatlichkeit bedeuten kann.
Zu der Verringerung der Länderaufgaben durch den umfangreichen Rückgriff auf
konkurrierende Gesetzgebung durch den Bund tritt der Verlust von Zuständig-
keiten an die Union, so dass insgesamt die Erosion von Legislativbefugnissen der
Länder an die verfassungsrechtlich gezogene Grenze des Art. 79 Abs. 3 GG stößt.
Dieser erklärt das Bundesstaatsprinzip für unabänderlich und entzieht es dadurch
dem Zugriff durch den pouvoir constitué15. Es ist zu prüfen, inwieweit die deutsche
Bundesstaatlichkeit mit europäischer Staatlichkeit vereinbar ist und der verfas-
sungsrechtliche verankerte Schutz die notwendige Effektivität entfaltet, um die
Länder vor dem befürchteten Bedeutungsverlust zu bewahren. Als Ausgleich der
Zuständigkeitsverluste der Länder wird insbesondere die Ausweitung der Be-
fugnisse des Bundesrates dargestellt, dessen Funktionsweise nunmehr selbst in der
Kritik steht und neben der bundesstaatlichen Zuständigkeitsverteilung und den
Finanzbeziehungen durch die Ende 2003 eingesetzte „Kommission von Bundestag
und Bundesrat zur bundesstaatlichen Ordnung“ überprüft wird. Es gilt zu be-
stimmen, ob die Gewährung von Beteiligungsrechten als Kompensation der ab-
gegebenen Selbstentscheidungsrechte angesehen werden können oder ob es den
Partizipationsrechten an Gleichwertigkeit fehlt.

Die Zuständigkeitsaushöhlung im Zuge der europäischen Integration ist auch für
regionale Gebietskörperschaften nicht-bundesstaatlich organisierter Nationen ein
ungelöstes Problem. Da diese Regionen keine Gliedstaaten sind, droht ihnen, an-
ders als den Ländern, keine Entstaatlichung. Allerdings sehen sie ihre Selbstver-
waltungsrechte schwinden, die nicht selten in langwierigen regionalistischen Ver-
handlungsprozessen dem Zentralstaat abgerungen wurden16. Dieses ist auch in
Spanien mit seiner regionalistisch geprägten Verfassungsordnung der Fall. Unter
der jahrzehntelangen Diktatur Francos (1939 – 1975) war keine regionale Selbst-
verwaltung zugelassen, die Katalonien und dem Baskenland in der Zweiten Repub-
lik gewährten Autonomierechte wurden wieder entzogen und der begonnene Auto-
nomieprozess Galiciens abrupt gestoppt. Mit der rechtsstaatlichen Verfassung von
1978 wurde durch die Option zur Bildung Autonomer Gemeinschaften eine weit-
reichende Dezentralisierung ermöglicht. Heute stellt sich die Frage nach der Exis-
tenz von Schutzmechanismen vor Entleerung der innerstaatlich gewährleisteten
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14 G. F. Schuppert, Zur Staatswerdung Europas, Staatswissenschaften und Staatspraxis 5
(1994), S. 35 ff.

15 K. Stern, Staatsrecht I, 2. Aufl. 1984, S. 663; P. Kirchhof, Die Identität der Verfassung
in ihren unabänderlichen Inhalten, HStR, Bd. I, § 19, Rdn. 34 ff.

16 Seit den 70er und 80er Jahren setzen sich regionalistische Bewegungen in einer Vielzahl
europäischer Einheitsstaaten für Berücksichtigung ihrer territorialen Besonderheiten ein.
Durch zentralistische Staatsführung und die damit einhergehende Unitarisierung der Lebens-
verhältnisse sehen sich regionale gesellschaftliche Gruppierungen in ihrer Identität bedroht.
Die Erfolge regionalistischer Bewegungen sind in der verfassungsrechtlichen Verankerung
von Selbstverwaltungsrechten und den damit in Beziehung stehenden innerstaatlichen Dezen-
tralisierungsprozessen abzulesen, so bspw. in Frankreich, England aber auch Spanien.


